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Bürgerallianz bereitet eine Fachtagung vor
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	Constanze Truschzinski von der Bürgerallianz im Regen am Mikrofon auf dem Zeulenrodaer Markt. (Foto: OTZ/Beikirch) 


	


Vorstandsmitglied Truschzinski und Linke-MdL Diana Skibbe beim 15. Wasserprotest
Zeulenroda (OTZ/St.B.). Als hätten sie Petrus hinter sich, goss es am Freitagabend in Strömen - zum 15. Wasserprotest der Bürgerinitiative für sozialverträgliche Abgaben und Leistungsgerechtigkeit in Zeulenroda und Umgebung (BIZ). Vor gut 100 Teilnehmern ging Vorsitzender Siegmund Borek wie angekündigt auf den jüngsten Brief aus dem Innenministerium ein, der klarstellt, dass die Entscheidung über die Einführung und Erhebung einer Niederschlagswassergebühr grundsätzlich der kommunalen Selbstverwaltung der Aufgabenträger der Abwasserentsorgung obliege. "Das ist dasselbe Ministerium, dem in Greiz die Kommunalaufsicht untersteht. Und diese Kommunalaufsicht, so hörten wir, zwingt den WAZ, die Splittung der Abwassergebühren durchzusetzen", fragte sich Borek, ob denn im Innenministerium vielleicht die linke Hand nicht wisse, was die rechte tut.

Landtagsabgeordnete Diana Skibbe (Linke) räumte ein, ihre Fraktion sei für die Einführung der Niederschlagswassergebühr gewesen, habe sich dadurch mehr Gerechtigkeit erhofft, die jedoch nicht eingetreten sei. "Die gesplittete Abwassergebühr darf nicht zur Sanierung von Abwasserverbänden führen", kritisierte Constanze Truschzinski aus Pößneck, Vorstandsmitglied der Bürgerallianz Thüringen. Sie lud gleichzeitig für den 27. Oktober ab 9.30 Uhr in die Langenwolschendorfer "Linde" ein. Dort führt die Allianz eine Fachtagung zu genau diesem Thema durch. Es gebe Zweckverbände, die keine Niederschlagswassergebühr erheben, so Truschzinski.

Davon wusste auch der Zeulenrodaer Winfried Schübel, der in westlichen Bundesländern recherchiert hat. Weder in Mindelheim noch im Fichtelgebirge, wo seine Kinder leben, werde eine Niederschlagswassergebühr erhoben. "Es gibt also Fälle, wo noch der Verstand regiert", folgerte Schübel und schloss mit dem Appell, der Bürgermeister möge sich um seine Bürger kümmern.
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